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Moskau und 5t. Petersburg liegen

tuf tlinie näher bei Wien als Madrid

- aber was Akzeptanz und glel-

che Rechte von [esben, Schwulen

und Transgenders betrifft, so liegt

Russland derzeit [ast aul einem

anderen Planeten. Auch auf der

Wiener Regenbogenparade wa-

ren Schilder zu sehen, die gegen

das abscheuliche Gesetz gegen Ho-

mo-,,Propaganda" protestierten.

Am 11. ,Juni hatte die Duma tfotz

massiver Proteste von Seiten der

EU (Parlament, Kommission und

einzelner Mitgliedsstaaten) dieses

Gesetz beschlossen, das jegliches

öffentliche Reden über Homosexu-

alität vor Jugendlichen mit Geld-

strafe zwischen 100 und 11.700

Eur0 (letzteres ein durchschnittli-

ches Jahresgehalt) ahndet

Diese Hexenjagd, kombiniert mit

dem Gesetz gegen ,,ausländische

Agenten", hat schon zwei 0pfer in

der lesbischwulen Community ge-

fordert, und zwar 6oro6ox(Side
by side), das Filmfestival in St. Pe-

tersburg, und die Gruppe Eorxod

(Coning-out), ebenfalls in 5t Pe-

tersburg. Dort gilt ein ähnliches

,,Propagandagesetz" ja schon seit

Mäfz 2012 auf lokaler Ebene.

Der bisher dritte und letzte Akt

des Gerichtsverfahrens gegen ao-

ning-out am 20. Juni ist wohl nur

als Farce zu bezeichnen, denn we-

der bemühte sich die Staatsanwalt

schaft, ihre Anklage darzulegen,

noch hatte sie genaue Kenntnisse

der russischen Rechtslage. Der Ein-

satz von gezieltem spitzem Humof

durch die Anwälte uon Coming-out

konnte gegen die Absurdität der

Anklage genauso wenig etwas aus-

richten wie simpler Hausverstand:

Coni ng'out wude zur Hö(hststra-

fe verurteilt. und hat ein Fundrai-

singkonto zur Unterstützung ein-

gerichtet: www,comingoutspb.ru/

en/en-donations Die Aktivistln-

nen überlegen, bis zum turopäi-

schen Gerichtshof für Menschen-

rechte in Straßburg zu gehen, und

dafür brauchen sie, ebenso wie für

die russischen Gerichtskosten und

\tralen, bet0

Unter,,politische Aktivität" f iel z

B. ein Schild eines Aktivisten, auf

dem stand: ,,Wir treten für tradi-

tionelle Werte ein: Liebe, Familie,

Respekt menschlicher Würde." Die

beiden Anwälte argumentieften

auch, dass ,,Verteidigung der Men-

schenrechte" nicht durch ,,fremde

Staaten" beauftragt werden kön-

ne, denn Menschenrechte seien

ein universeller Wert und Russ-

land müsse sie schützen, da sie

ja auch in der russischen Verfas-

sung verankert seien. Und ob denn

Homophobie und Diskriminierung

von Lesben und Schwulen offiziel-

le staatliche Politik seien, fragten

sie, denn nur dann könnte es zu-

tref fen, dass Coming-out mil aus-

ländischen Geldern die,,staatli-

(he Politik beeinflussen" wolle,

was der 0rganisation ja vorgewor

fen werde. Aber darauf erhielten

sie keine Antwort im Gerichtssaal.

Es war klar: Oas Urteil stand schon

lange vor der Verhandlung fest,

und kein no(h so gutes Argument

konnte den Richter davon abbrin-

gen, Coni ng-out tur Höchststrafe

zu verurteilen - was die Existenz

der Gruppe akut gefährdet.5tra-

tegisch betrachtet. stellt der An-

griff auf die lesbischwule Com-

munity zum einen eine Sünden-

bock-Politik dar, mit der die wirkli-

chen Probleme Russlands - von Ar-

mut über Alkoholismus, schlechte

Wirtschaftslage bis hin zur niedri-

gen tebenserwartung und dem da-

mit verbundenen demografischen

Problem - übertüncht werden sol-

len. Und zum anderen sollen da-

mit alle jene - nicht nuf L58T - ein-

geschüchtert werden, die es noch

wagen, ihre Meinung frei und öf-

fentlich zu äußern

Auf Ebene der Eu gibt es jetzt end-

lich ein Dokument, auf das sich

LS BT-Mensch en rechtsve r tei d i g e-

rlnnen in Zukunlt beziehen kön-

nen, wenn sie an einer EU-Bot-

schaft, ob in Moskau oder anders-

wo, Hilfe oder Rat suchen: Die so-

genannten tSBTI-teitlinien wurden

am 24. Juni im Rat der Außenmi-

nistef lnnen nach präzisef Erarbei-

tung, in der auch Michael tash-

man und ich als Co-Vorsitzende der

LSBI-intefgruppe eingebunden wa-

ren, angenommen. Diese Leitlini-

en basieren auf dem tSBT-I0olkit

aus 2010, wurden jetzt aber aus-

geweitet und verbindlich. Vier Pri-

oritäten sind enthalten:
. Entkriminalisierung und Be-

kämpfung diskriminierender

Gesetze und Politiken;
. Förderung von Gleichstellung

und Nichtdiskriminierung;
. staatliche oder individuelle Ge-

walt gegen [5BTl-Personen be-

kämpfen;

. Menschenrechtsverteidigerln-

nen unterstützen und schützen.

Es handelt sich dabei in der Tat um

ein großartiges Instrument, in dem

besonderes Augenmerk auf den

Schutz von lrans- und Intersexper

sonen gelegt wird und auch dar-

auf, dass lesbrsche und bisexuelle

Frauen und Mädchen zusätzlicher

Gewalt aufgrund ihres Geschlechts

ausgesetzt sein können. Jetzt wird

es an den EU-Botschalterlnnen und

ihren leams so wie an uns im Eu-

ropaparlament liegen, die Umset-

zung der teitlinien zu beobachten.
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